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Mitte September verlieh die Huma-
nistische Union ihren diesjährigen 
Fritz-Bauer-Preis an eine besondere 
Vereinigung – an die Gefangenen-Ge-
werkschaft/Bundesweite Organisation 
(GG/BO). Damit verhalf sie einem The-
ma zu größerer Öffentlichkeit, das bis-
lang wenig Beachtung gefunden hat: 
Rund zwei Drittel der insgesamt 60 000 
Menschen im deutschen Strafvollzug 
arbeiten – allerdings werden ihnen in 
der Regel soziale Sicherung, kollektive 
Arbeitsrechte und ein fairer Lohn ver-
wehrt. 

Dabei sind auch hinter Gittern die 
gängigen Merkmale der Lohnarbeit 
gegeben. Denn die Arbeiterinnen und 
Arbeiter sind an die Weisungen der 
Betriebsleitung gebunden und in den 
arbeitsteiligen Betriebsablauf integ-
riert. Die Tätigkeit von Gefangenen äh-
nelt somit in weiten Teilen jener von in 
Freiheit lebenden abhängig Beschäf-
tigten. Einen wesentlichen Unter-
schied zu „draußen“ aber gibt es: den 
Arbeitsort. 

Der Großteil der Gefängnisarbeit 
wird in der Anstaltsküche oder der 
Wäscherei verrichtet. Daneben gibt 
es meist gefängniseigene Betriebe, 
in denen die öffentliche Hand Möbel, 
Dienstkleidung oder Spielplatzmobi-
liar produzieren lässt. Zudem werden 
die Produktionsstätten samt benötigter 
Gefangenenarbeitskraft auch privaten 
Auftraggebern zur Verfügung gestellt: 
Dort werden Motorenteile, Gartenmö-
bel, Holzspielzeug, Fußball-Fanarti-
kel oder Teile für Windkrafträder her-
gestellt. 

Aus Sicht der privaten Unterneh-
mer liegen die Vorteile für die Waren-
produktion in Gefängnissen auf der 
Hand. Eine auch nur annähernd ange-

messene Entlohnung, adäquate Beiträ-
ge zu den Sozialversicherungen, Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall oder an-
erkannte Gewerkschaften gibt es hier 
nicht. Zudem sind die Arbeitskräfte 
aufgrund der in zwölf Bundesländern 
gesetzlich verankerten Arbeitspflicht 
in Gefängnissen besonders kurzfris-
tig einsetzbar. Entsprechend wirbt bei-
spielsweise das Land Niedersachsen 
damit, dass Kunden „auf ihre Auftrags-
spitzen ohne eigene Investitionen fle-
xibel reagieren [können]. Gefangenen-
arbeit macht die Verlagerung ins Aus-
land unnötig, stattdessen können örtli-
che Qualitäts- und Logistikvorteile ge-
nutzt werden.“

Sonderwirtschaftszone Gefängnis: 
Zwangsarbeit zu Hungerlöhnen

Gefängnisse sind somit wahre Sonder-
wirtschaftszonen, in denen die Gefan-
genen gleich in zweifacher Hinsicht 
sozialen Ausschluss erfahren: Ihnen 
wird nicht nur die Freiheit, sondern ih-
nen werden auch minimale soziale und 
arbeitsrechtliche Standards verwehrt. 
Dem Leitgedanken der Resozialisie-
rung als wichtigstem „Vollzugsziel“ 
der Strafe hinter Gittern steht dies dia-
metral entgegen. 

Das zeigt sich vor allem am Ein-
kommen der Gefangenen. Der durch-
schnittliche Stundenlohn liegt bei ma-
geren 1,50 Euro. Qualifizierte Arbei-
terinnen und Arbeiter erhalten zwar 
mitunter Zuschläge, dennoch kommen 
auch sie nach einem Arbeitstag in der 
Regel auf nicht mehr als 15 Euro. 

Von dieser Ausbeutung profitie-
ren auch die Justizvollzugsanstalten 
(JVA): Die externen Unternehmen zah-
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Zwangsarbeit hinter Gittern
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len ihnen pro arbeitendem Gefange-
nen schätzungsweise etwa das Zehn-
fache des ausgezahlten Lohns. Die Dif-
ferenz streicht die JVA-Kasse ein. Die 
Grundkonstellation entspricht damit 
derjenigen der Arbeitnehmerüberlas-
sung bei Leiharbeitsfirmen – jedoch 
ohne wichtige Schutzmechanismen 
wie den Gleichbehandlungsgrundsatz 
oder die Informationspflicht gegen-
über den Betriebsräten des Entleihers. 

Über ihr Einkommen dürfen die Ge-
fangenen zudem nicht frei verfügen: 
Fast 60 Prozent des Lohns werden für 
den Tag der Entlassung „zwangsange-
spart“; den Rest erhalten die Insassen 
als „Hausgeld“, das sie größtenteils für 
Essen und Hygieneartikel aufwenden. 
Weil das Gefängnisessen nicht beson-
ders üppig ist und auf Vorlieben oder 
auch nur auf eine ausgewogene, ge-
sunde Ernährung keine Rücksicht ge-
nommen wird, spielen zugekaufte Le-
bens- und Genussmittel eine wichtige 
Rolle. Einkaufen aber müssen die Ge-
fangenen in den meist privatisierten 
Kiosken, die nur eine kleine Auswahl 
an Produkten zu überhöhten Preisen 
anbieten, noch dazu sind diese oft von 
miserabler Qualität. Alternativen da-
zu gibt es nicht: Pakete von Angehöri-
gen oder Bekannten unterliegen stren-
gen Auflagen – sowohl hinsichtlich der 
Menge (in der Regel maximal drei Pa-
kete pro Jahr) als auch des Inhalts (kei-
ne frischen Lebensmittel und Hygiene-
produkte). 

Mit dem wenigen, was vom Haus-
geld übrig bleibt, unterstützen die In-
sassen oft ihre Angehörigen oder aber 
sie bauen Schulden aus Gerichtsver-
fahren und Opferentschädigungen ab.

Ohne Versicherung hinter Gittern

Auch hinsichtlich der späteren sozia-
len Absicherung zahlt sich die Ge-
fängnisarbeit nicht aus. Denn die 
Arbeiterinnen und Arbeiter werden 
nur ungenügend in die Sozialsysteme 
einbezogen und erfahren vielfältige 

– meist willkürliche – Benachteiligun-
gen gegenüber Nichtgefangenen. Die 
Sozial- und Rentenkassen subventio-
nieren so indirekt die günstigen Pro-
duktionsbedingungen – und damit die 
privaten Gewinne – der Unternehmen, 
die im Gefängnis produzieren lassen. 
Denn die Arbeit hinter Gittern gilt 
bislang nicht als sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis, 
an dem sich auch der Arbeitgeber ent-
sprechend beteiligt. 

Außerdem müssen Gefangene et-
wa ein Drittel länger arbeiten, um nach 
der Haft Anspruch auf Arbeitslosen-
geld I zu erhalten: Denn die Bundes-
agentur für Arbeit zählt nur jene Werk-
tage, an denen die Gefangenen tat-
sächlich gearbeitet haben, während 
„draußen“ die gesamte Dauer des Be-
schäftigungsverhältnisses zählt – also 
auch Wochenend-, Feier- und Urlaubs-
tage –, um die benötigten 360 Tage 
Arbeit nachzuweisen. 

Unterschiede werden auch bei der 
Berechnung der Ansprüche auf die so-
genannte Freistellung von der Arbeits-
pflicht („Urlaub“) gemacht. So wird 
„Urlaub“ in der Regel nur en bloc ge-
währt. Die Urlaubstage selbst werden 
zudem nicht wie bei regulären Arbeits-
verhältnissen in die Berechnung der 
Länge des Beschäftigungsverhältnis-
ses einbezogen – und auf diese Weise 
verknappt.

Bis heute sind arbeitende Gefange-
ne darüber hinaus nicht in die Renten-, 
Pflege- und Krankenversicherung in-
tegriert, obwohl das bereits die Straf-
vollzugsreform von 1977 für die Ren-
tenkasse vorsah. Doch diese Vorgabe 
harrt unter Verweis auf die klammen 
öffentlichen Kassen auch fast vierzig 
Jahre danach ihrer Umsetzung: Auf 
Druck der Gefangenengewerkschaft 
GG/BO, des Komitees für Demokratie 
und Grundrechte sowie des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands ist das The-
ma zwar seit 2014 wieder in der par-
lamentarischen Debatte präsent. Je-
doch lehnte im Dezember desselben 
Jahres eine große Mehrheit im Bun-
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destag einen entsprechenden Gesetz-
entwurf gegen die Stimmen von Grü-
nen und Linkspartei ab. Seither wurde  
das Thema zwar auf Initiative einzel-
ner Länder auf die Tagesordnung der 
Justizministerkonferenz gesetzt, al-
lerdings immer wieder vertagt und zu-
letzt im Juni 2016 zur weiteren Klärung 
an eine interministerielle Arbeitsgrup-
pe weiterverwiesen, ohne dass es dazu 
eine politische Positionierung gegeben 
hätte. 

Aus diesem Grund führt die Arbeit 
hinter Gittern nach wie vor zu keiner-
lei Rentenanwartschaften. Das Risiko, 
dass Gefangene in die Altersarmut ge-
raten, ist damit – auch wegen der ohne-
hin erschwerten Erwerbschancen nach 
der Entlassung – enorm hoch. Das Feh-
len von Rentenansprüchen bestraft die 
Gefangenen somit über die gerichtlich 
verhängte Strafe hinaus.

Ein ähnliches Bild zeigt sich hin-
sichtlich der Krankenversicherung: Sie 
entfällt im Strafvollzug, da die Gesund-
heitsversorgung während der Haftzeit 
durch die JVA – mehr schlecht als recht –  
übernommen wird. So führen etwa 
die personelle Unterbesetzung und 
die Verweigerung einer freien Arzt-
wahl zu Unterversorgung, und gera-
de bei Kurzzeithäftlingen wird oft-
mals ein akuter Behandlungsbedarf 
verschleppt. Nicht ohne Grund liegt 
die medizinische Versorgung hinter 
Gittern daher auf Platz eins der Be-
schwerdeliste von Gefangenen.1 Hin-
zu kommt, dass häufig auch die Ange-
hörigen mit dem Entzug des Kranken-
versicherungsschutzes bestraft wer-
den, sofern sie über den Insassen oder 
die Insassin mitversichert waren. Sie 
müssen sich fortan eigenständig ver-

1	 Die Auftraggeber, die in den Gefängnissen 
produzieren lassen, beteiligen sich nicht an 
den Kosten der mangelhaften Versorgung, 
da sie nicht wie in regulären Beschäftigungs-
verhältnissen den Arbeitgeberanteil zu einer 
Krankenversicherung beisteuern müssen. Vgl. 
Bernhard Badura u.a. (Hg.), Fehlzeiten-Report 
2015. Neue Wege für mehr Gesundheit. Quali-
tätsstandards für ein zielgruppenspezifisches 
Gesundheitsmanagement, Berlin und Heidel-
berg 2015.

sichern, was zu ungleich höheren Be-
lastungen führt – in einer Situation, in 
der das Haushaltseinkommen sowieso 
schon massiv gesunken ist.

Zwar stellt die Arbeit im Gefäng-
nis für die Insassen unbenommen eine 
wichtige Abwechslung im tristen All-
tag dar. „Wer nicht arbeitet, ist 23 Stun-
den eingeschlossen und isoliert“, bringt 
es ein Gefangener auf den Punkt. Aber 
der Preis für ein wenig Abwechslung 
ist hoch. Besonders bitter ist, dass die 
mangelhafte soziale Absicherung aus-
gerechnet mit dem Resozialisierungs-
gedanken legitimiert wird: Gefange-
nenarbeit sei keine Lohnarbeit, lautet 
die gängige Begründung, sondern viel-
mehr eine therapeutische Maßnahme, 
die der „Wiedereingliederung in die 
Gesellschaft“ diene.2 Dahinter steht 
nicht zuletzt das stereotype Bild des 
„arbeitsscheuen Kriminellen“.3 

Mindestlohn statt Lohndumping

Ob all dies tatsächlich dem Leitge-
danken der Resozialisierung zugute 
kommt, darf getrost bezweifelt werden. 
Dafür sprechen auch die Forderungen 
der Gefangenen, die auf eine Anglei-
chung der sozialen Mindeststandards 
im Gefängnis wie auch in der Gesell-
schaft außerhalb der Mauern abzielen. 
Dazu zählen unter anderem die nach 
einer gleichwertigen Einbeziehung in 
die Sozialsysteme sowie nach Auszah-
lung des Mindestlohns bzw. von Bei-
hilfen in ALG-II-Höhe für unverschul-
det Unbeschäftigte.

Die Insassinnen und Insassen beru-
fen sich dabei auf eine Grundsatzent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Jahr 1998. Demnach 
kann Pflichtarbeit zur Resozialisie-
rung nur beitragen, „wenn dem Gefan-
genen durch die Höhe des ihm zukom-

2	 Vgl. Carolin Dahmen, Die Verpflichtung zur 
Arbeit im Strafvollzug, Frankfurt 2011.

3	 Vgl. Helga Cremer-Schäfer und Heinz Stei-
nert, Straflust und Repression. Zur Kritik der 
populistischen Kriminologie, Münster 22014.
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Deren Gewerkschaftsarbeit gestaltet 
sich hinter Gittern allerdings als über-
aus schwierig. Offene Versammlungen 
sind nicht möglich; Versuche in die-
se Richtung werden von den Anstalts-
leitungen als Störung der Anstaltsru-
he bzw. als Gefangenenmeuterei inter-
pretiert, was nach Paragraph 121 StGb 
eine Straftat darstellen kann. Verwei-
gern die Gefangenen daraufhin die 
Arbeit, können ihnen – aufgrund der 
gesetzlich verankerten Arbeitspflicht – 
sogar die Haftkosten auferlegt werden. 
So bleiben den Insassinnen und In-
sassen nur der halboffizielle Bummel- 
oder der Hungerstreik, bei dem eine 
Arbeitspflichtentbindung aus gesund-
heitlichen Gründen erfolgt.5 

Darüber hinaus ist die GG/BO sei-
tens der Ministerien und Anstaltslei-
tungen noch immer nicht anerkannt. 
Mitgliedern wird zudem die Gewerk-
schaftspost vorenthalten, es kommt zu 
Besuchsrestriktionen, vermehrten Zel-
lendurchsuchungen und schikanösen 
Kontrollen, verlängertem Einschluss 
in der Zelle oder Zwangsverlegungen 
und damit zur sozialen Isolierung.6 

Das in der Verfassung wie im 
Arbeitsrecht zentrale Maßregelungs-
verbot – „Wer sich gewerkschaftlich 
betätigt und seine Rechte wahrnimmt, 
darf nicht sanktioniert werden“ – gilt 
für Gefangene offenbar nicht. Statt-
dessen heißt es: „Arbeiten und Klap-
pe halten!“ Dass Menschen hinter Git-
tern über weniger Mittel verfügen, 
sich gegen die Ausbeutung zu wehren, 
scheint da nur willkommen – auch und 
gerade der verantwortlichen Politik.

5	 Wie etwa im Dezember 2015 sowie im März 
und Juli 2016 in der hessischen JVA Butzbach. 
Vgl. www.gefangenengewerkschaft.de.

6	 Dies berichten sowohl die GG/BO-Spreche- 
rinnen und -Sprecher als auch übereinstim-
mend Menschenrechtsorganisationen und 
Strafverteidiger, die in direktem Kontakt zu 
den Gefangenen stehen.

menden Entgelts in einem Mindest-
maß bewusst gemacht werden kann, 
dass Erwerbsarbeit zur Herstellung 
der Lebensgrundlage sinnvoll ist“.4 Die 
Höhe des Arbeitsentgelts sei dabei ein 
Indikator, ob sich die Arbeit als Mittel 
zur Resozialisierung eigne, da die ge-
sellschaftliche Reintegration dem So-
zialstaatsprinzip entsprechen müsse. 
Der damalige Bundesverfassungsrich-
ter Konrad Kruis betonte in einem Min-
derheitenvotum, dass sich die Ange-
messenheit der Löhne sogar an Tarif-
löhnen orientieren müsse.

In der Regel wird dem entgegenge-
halten, eine Orientierung am Tarif- 
bzw. Mindestlohn sei nicht gerechtfer-
tigt, da Arbeitende innerhalb der Ge-
fängnismauern bereits eine „Rund-
umversorgung“ erhielten. Tatsächlich 
aber ist diese Versorgung – wie ge- 
zeigt – keineswegs bedarfsdeckend. 
Und bei einer besseren Grundversor-
gung könnte die Gefängnisleitung 
durchaus auch einen Haftkostenbei-
trag für Kost und Logis vom – fairen – 
Lohn abziehen, so wie es bei arbeiten-
den Freigängerinnen und Freigängern 
üblich ist. 

Wo gearbeitet wird,  
braucht man Gewerkschaften

Gewerkschaften wie Verdi oder die IG 
Metall sollten die Forderungen der In-
sassinnen und Insassen unterstützen. 
Denn auch sie dürften kein Interesse 
an der Ungleichbehandlung Gefange-
ner haben, fördert diese doch auch in 
den Betrieben außerhalb der Gefäng-
nisse Lohn- und Sozialdumping. Doch 
bislang erhalten die Gefangenen von 
den Gewerkschaften „draußen“ nur 
wenig Unterstützung.

Um gegen die offenkundige Ausbeu-
tung vorzugehen, gründeten Inhaftier-
te der JVA Tegel daher im Mai 2014 die 
bereits genannte GG/BO. Ihr gehören 
inzwischen rund 850 Mitglieder an. 

4	 BVerfGE 98, 169 (169).
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